
PRIMARLEHRKRÄFTE

Neues
Reglement der
Ruhegehalts-
kasse 
«60 Jahre an Alter und 40 Jah-
re im Unterrichtswesen». Es
geht darum, die Pensionskas-
se der Lehrkräfte der Primar-
schulstufe auf eine neue
grundlage zu stellen. Der Be-
richterstatter französischer
Sprache im grossen Rat
bringt Bedenken an. 
Im neuen Reglement geht es
darum, die Leistungen der
Pensionskasse endlich neuen
Erfordernissen anzupassen.
Die bisherigen Leistungen der
Ruhegehaltskasse, die im Jah-
re 1906 ins Leben gerufen
wird, genügen in keiner Art
und Weise mehr. Sie fallen
mickrig aus und sollen durch
eine Pensionskasse ersetzt
werden, die diesen Namen
auch verdient. grossrat gail-
land wirft sich mächtig ins
zeug. Am 7. November 1925
stimmt der grosse Rat einem
entsprechenden Reglements-
entwurf zu, zumal das Staats-
budget dadurch nicht allzu
stark belastet wird. Die Mittel
kommen aus Kapitalerträgen
der Kasse, aber auch aus den
Beiträgen der versicherten
und Legaten von Privaten.

Und die anderen
Staatsdiener?
Die Harmonisierung und Auf-
besserung der Pensionen der
Lehrkräfte soll nicht einzig
dem Berufsstand der Lehr-
kräfte vorbehalten bleiben,
findet der Abgeordnete de
Kalbermatten unter Hinweis
auf die Polizei. Staatsrat Os-
kar Walpen spricht sich für ei-
ne zügige Reform aus, dies
vor allem mit Blick auf die äl-
teren Lehrkräfte. Staatsrat
Maurice Troillet beglück-
wünscht sich zu einer Re-
form, die finanziell neutral
ausfällt und das Kantonsbud-
get nicht weiter belastet. Für
andere Bereiche sind laut
Staatsrat Maurice Troillet
noch keine Abklärungen für
ähnliche Schritte im gange.
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«Mein Wallis ist: 
Lebensqualität, die den Rahmen 

des Üblichen übersteigt.»
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Etienne Délez
55 Jahre, Vertreter WKB Champéry und WKB Troistorrents

Wohnhaft in Champéry

Die ersten 
und sehr
schwierigen
Schritte
unserer AHV
Am 24. Mai 1925 lehnen Volk und Stän-
de die Volksinitiative für eine Alters-, In-
validen- und Hinterbliebenen-Versiche-
rung ab. Das Volksbegehren wird auch
Rothenberger-Initiative genannt. Das
Wallis steht an vorderster Front der ab-
lehnenden Kantone, denn es stimmen
nur 18 Prozent der Stimmberechtigten
zu und aus dem Kanton kamen gerade
einmal ganze 43 gültige Unterschriften
für die Initiative. 

Das Volksbegehren verlangt eine
Verfassungsbestimmung auf eidgenössi-
scher Ebene zur Schaffung einer Versi-
cherung für den Fall von Invalidität, für
das Alter und für die Hinterbliebenen.
Die neue Versicherung soll über einen
Fonds finanziert werden, der aus Steuer-
geldern und aus Kriegsgewinnen geäuf-
net wird. Die Kantone und die öffentli-
chen Kassen sollen die Umsetzung be-
sorgen.

Der Finanzierungsmodus wird
infrage gestellt
Sowohl der Bundesrat als auch das Par-
lament empfehlen die Ablehnung des
Volksbegehrens, das vom Basler FDP-Po-
litiker Christian Rothenberger nach ei-
ner ablehnenden Entscheidung des Na-
tionalrates lanciert wird. Der National-
rat lehnt zuvor die Schaffung einer sol-
chen Sozialversicherung aus Mitteln
einer Steuer auf Kriegsgewinnen ab.
Diese Forderung aus dem freisinnigen
Lager erhält sogleich die volle Unter-
stützung der Sozialdemokratischen
Partei. 

Aber der Finanzierungsmodus über-
zeugt nicht. 

Der Bundesrat bekräftigt seine
Absicht, «so rasch wie möglich» eine Ge-
setzesvorlage einzubringen, welche die
Sozialversicherungen regelt. Er betont,
dass einige wichtige Teile der Initiative
sowohl im Inhalt wie auch in der Form
mit einem Verfassungszusatz in Artikel
34 der Bundesverfassung übereinstim-
men, welche der Bundesrat einbringen
will. Doch die Regierung verweigert der
Initiative für eine AHV seine Gefolg-
schaft, weil er bei der Finanzierung
schwerwiegende Bedenken hegt. «Auch
wenn eine erste Tranche von 250 Millio-
nen Franken gesichert sei, unterlasse es
die Initiative, für die jährlich wieder-
kehrenden Ausgaben von 190 Millionen
Franken einen gangbaren Weg aufzu-
zeigen», sagt der Bundesrat.

Reaktionen im Wallis
Der «Confédéré», das Sprachrohr der
Freisinnigen im Wallis, ist zwar gegen
die vorgeschlagene Art der Finanzie-
rung der Sozialversicherungen, scheint
aber dem Gedanken an eine Schaffung
von Sozialwerken nicht gänzlich abge-
neigt zu sein: «Wir wünschen, dass die
Ablehnung der Initiative nicht als eine
feindselige Grundhaltung des Volkes ge-
gen jede Art von Sozialversicherung in-
terpretiert wird, wie dies die unbelehr-
baren Gegner tun, die sowohl auf der
rechten wie auch auf der linken Seite
weit zahlreicher sind, als man denken
könnte.» 

Ein erster AHV-Eckpfeiler
Auch wenn der erste Versuch für die
Einrichtung einer AHV gescheitert ist,
akzeptiert das Volk noch im selben
Jahr einen Verfassungsartikel, der die
Eidgenossenschaft ermächtigt, eine
Alters- und Hinterbliebenen-Versiche-
rung (AHV) auszuarbeiten. Dies ist in-
des noch kein Durchbruch, sondern
ein Kompromiss. Denn der Verfas-
sungszusatz lässt die zentrale Frage
der Finanzierung offen. Aber der Ge-
danke, dass eine AHV nötig ist, hat ih-
ren Weg gemacht. Zwar wird 1931 er-
neut eine AHV-Vorlage durch das
Stimmvolk abgelehnt, aber nach dem
Zweiten Weltkrieg, im Jahre 1948,
wird das wichtige Sozialwerk endlich
eingerichtet. Eine ganze Generation
von Betagten und Hinterbliebenen
kommt endlich in den Genuss von Un-
terstützung.

Der lange und schwierige Weg der AHv beginnt 1925 mit einer Niederlage. zvg
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SOZIALWESEN – DAS WALLIS LEHNT DIE VOLKS-
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SCHWEIZ

In den verträgen von Lo-
carno oder dem Rheini-
schen Pakt einigen sich
Deutschland, grossbri-
tannien, Belgien und
Frankreich auf den verlauf
der Westgrenzen.

Die Initiative von Christian Rothen-
berger verlangt die Einführung ei-
nes Artikels 34 quater in der Bun-
desverfassung. Darin wird festge-
legt, dass der Bund über den Weg
der gesetzgebung eine Invaliden-,
Alters- und Hinterbliebenenversi-
cherung einführt. Sie kann als all-
gemeingültig oder für gewisse Teile
der Bevölkerung als obligatorisch
erklärt werden. Mit der Umsetzung
sollen die Kantone betraut werden.
Dazu soll der Bund einen Fonds von
250 Millionen Franken schaffen,
der aus Steuern aus den Kriegsge-
winnen genährt wird, die nach ei-
ner Annahme der volksinitiative 
erhoben wird.

AMAZONIEN

Der Forscher Percy
Fawcett, welcher der
Figur des Indiana Jones
zu gevatter steht, 
wird vermisst. zvg

NORWEGEN 

Die Hauptstadt Christiania
nimmt wieder ihren frühe-
ren Namen Oslo an. zvg

DIE INITIATIVE

NAHER OSTEN    

Die Staaten von Aleppo
und Damaskus fusionieren
und nehmen den Namen
Syrien an. Die Alaouiten-
gebiete bleiben fern.

GENF

Tod des Sinolo-
gen und Astrono-

men Léopold de
Saussure. zvg


